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Vertraulich !

Kabinettsprotokoll Nr. 152
vom 27. Februar 1920.

Anwesend:
Samtliche Kabinettsmitglieder, ausgenommen Staatssekretdar Stockler; ferner die
Unterstaatssekretare Dr. Eisler,Glockel, Miklas,Dr.Resch und Dr. Waiss.
Zugezogen:
Von Staatsamt fiir Finanzen: Sektionschef Dr. G ri m m.
Vom Staatsamt fur Land- und Forstwirtschaft: Sektionschef Dr. Alter.
Vorsitz: Staatskanzler Dr.Renner.

Dauer: 17.00 — 19.00

Reinschrift (15 Seiten)

Inhalt:
1. Rechtsstellung der 0Osterreichischen Beamten des liquidierenden &sterreichischen
Obersten Rechnungshofes.
2. Beitritt der Staatsregierung zu mehreren Gesetzesbeschliissen der Nationalversammlung.

w

Belassung von aus den abgetretenen Gebieten stammenden Zodglingen der

Staatserziehungsanstalten, beziehungsweise Stundung des Nachweises Uber die

Erwirkung der Osterreichischen Staatsbirgerschaft.

4. Gesetzesbeschluss des Tiroler Landtages, womit einzelne Bestimmungen des
Schulaufsichtsgesetzes abgeandert werden.

5. Beschliisse der Landesversammlungen, beziehungsweise Landesrate in Vorarlberg,

Ké&rnten und Steiermark in autonomen Finanzangelegenheiten.

»

. Anwendung der das Dienstverhéltnis der Staatsangestellten regelnden Vorschriften auf
die Angestellten des Wiener Versatzamtsfonds.
7. Beférderung von Beamten (Uber den systemisierten Stand im  Grazer

Oberlandesgerichtssprengel.
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8. Vollzugsanweisung des Staatsamtes fir soziale Verwaltung Gber die Unterstiitzung der
arbeitslosen Arbeiter und Angestellten.

9. Vollzugsanweisung des Staatsamtes fur soziale Verwaltung uber die Erhaltung des
Arbeiterstandes in gewerblichen Betrieben.

10. Gesetzesbeschlusse des Tiroler Landtages, betreffend

a) die Sicherstellung des Mehrerfordernisses fiir die Verbauung mehrerer Wasserlaufe in
Tirol,

b) die Sicherstellung von Elementerbauten in der Gemeinde Wildschénau und der
Behebung von Elementarschéden im oberen Brixentale,

c) die Zustandigkeit der Agrarbehtrden zur Behandlung der nach dem kaiserlichen Patente
vom 5. Juli 1853, R.G.BI. Nr. 130, der Ablésung oder Regulierung unterliegenden
Rechte.

11. Errichtung einer ,,Steirische Fahrzeugwerke, gemeinwirtschaftlichen Anstalt*.

12. Vermietung der Gardekaserne in Wien an den Zentralverband der d.6.

Kriegsbeschadigten.

Beilagen:

Beilage zu Punkt 3 betr. Vortrag des Unterrichtsamtes ZI. 584 (iber die Belassung von aus den
abgetretenen Gebieten stammenden Zdglingen der Staatserziehungsanstalten bzw. Stundung
des Nachweises Uber die Erwerbung der Osterreichischen Staatsbirgerschaft (2 Seiten)
Beilage zu Punkt 4 betr. Vortrag des Unterrichtsamtes ZI. 2811/1920 (ber den
Gesetzesbeschluss der Tiroler Landesversammlung zur Abanderung einiger Bestimmungen
des Schulaufsichtsgesetzes (2 Seiten)

Beilage zu Punkt 5 betr. Vortrag des StA. d. Inneren ZI. 7179 uUber Beschliisse der
Landesversammlungen bzw. Landesrate in Vorarlberg, Kérnten und Steiermark in autonomen
Finanzangelegenheiten (1 Seite)

Beilage zu Punkt 9 betr. Vollzugsanweisung des StA. f. soziale Verwaltung z. ZI.
5408/20uber die Erhaltung des Arbeiterstandes in gewerblichen Betrieben (1 Seite)

Beilage zu Punkt 10 c) betr. Bericht und Antrag des land- und forstwirtschaftlichen
Ausschusses an den Tiroler Landtag tber die Zustdndigkeit der Agrarbehtrde zur Behandlung
der nach dem kaiserlichen Patent von 1853 abzulGsenden oder zu regulierenden Rechte (7
Seiten)

Beilage zu Punkt 10 c) betr. Vortrag des StA. f. Land- und Forstwirtschaft ZI. 4057/1920 Uber

den Gesetzesbeschluss des Tiroler Landtages zur Zustdndigkeit der Agrarbehorde zur
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Behandlung der nach dem kaiserlichen Patent von 1853 abzulGsenden oder zu regulierenden
Rechte samt Gesetz (3 Seiten)

Beilage zu Punkt 11 betr. Vortrag des Prasidenten der Staatskommission fiir Sozialisierung
Dr. Ellenbogen tber die Errichtung einer gemeinwirtschaftlichen Anstalt unter der Firma

»oteirische Fahrzeugwerke, gemeinwirtschaftliche Anstalt” mit den Satzungen (14 Seiten)

1.
Rechtsstellung der osterreichischen Beamten des liquidierenden 6sterr. Obersten
Rechnungshofes.

Sektionschef Dr. Grimm teilt mit, dass eine Anzahl deutscher Angestellter des
liquidierenden 0Osterreichischen Obersten Rechnungshofes, welche seinerzeit mangels
Bedarfes nicht in den Stand des Staatsrechnungshofes (ibernommen worden sind, bisher noch
nicht die Anerkennung als Angestellte der Republik Osterreich gefunden habe. Die nunmehr
vollzogene Austrifizierung der Liquidierung biete die Gelegenheit, die unterlassene
Angelobung dieser Beamten, die von ihnen als Hérte und Zuriicksetzung gegeniber allen
anderen Angestellten des bestandenen Osterreichischen Staates empfunden werde, behufs
ihrer Ubernahme in den dsterreichischen Staatsdienst nachzuholen. Da es sich um einen ganz
Kleinen Personenkreis handle, fallen finanzielle Bedenken nicht in"s Gewicht.

Das Staatsamt fiir Finanzen stelle daher den Antrag, der Kabinettsrat wolle beschlie3en:

~Der Kabinettsrat genehmigt die Ubernahme der aktiven, der deutschen Nation
angehorigen pragmatischen Angestellten des liquidierenden Osterreichischen Obersten
Rechnungshofes in den Staatsdienst der Republik Osterreich durch nachtragliche
Angelobung. Gleichzeitig beschlieft der Kabinettsrat, dass die der deutschen Nation
angehdrenden, pensionierten pragmatischen Angestellten des ehemaligen 0Osterreichischen
Obersten Rechnungshofes, die nach dem 31. Oktober 1918 in den Ruhestand versetzt wurden,
wie Pensionisten der Republik Osterreich zu behandeln sind.*

Der Kabinettsrat erhebt diesen Antrag zum Beschluss.

2.
Beitritt der Staatsregierung zu mehreren Gesetzesbeschlissen der Nationalversammlung.
Uber Vorschlag des Vorsitzenden erhebt der Kabinettsrat gegen die von der
Nationalversammlung beschlossenen Gesetze,
a) womit Art. 7 des Gesetzes vom 14. Mérz 1919, St.G.BI. Nr. 180, uUber die Staatsregierung,

erganzt wird,
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b) betreffend die Gewahrung eines Zuschusses zu den Unterhaltsbeitrdgen und Zuwendungen,
¢) Uber Kammern fiir Handel, Gewerbe und Industrie,
d) tber den Dienstvertrag der Hausgehilfen (Hausgehilfengesetz) und
e) Uber die Errichtung von Kammern fur Arbeiter und Angestellte (Arbeiterkammern)
keine Vorstellung.

Die erwahnten Gesetze sind demgemall nach Gegenzeichnung durch den Staatskanzler
und die zustandigen Staatssekretdre dem Prasidenten der Nationalversammlung zur

Unterfertigung vorzulegen.

3.

Belassung von aus den abgetretenen Gebieten stammenden Zoglingen der
Staatserziehungsanstalten, beziehungsweise Stundung des Nachweises iber die Erwirkung
der Osterreichischen Staatsbiirgerschatt.

Unterstaatssekretdr G 1 0 c k e | erinnert daran, dass der Kabinettsrat in seiner Sitzung vom
23. September 1919, die Ermachtigung erteilt habe, 84  Zbglinge der
Staatserziehungsanstalten, welche aus den abgetretenen Gebieten der bestandenen Monarchie
stammen, im Genusse der von ihnen innegehabten Freiplatze bis zum Schluss des 1.
Semesters des Schuljahres 1918/19 zu belassen und ihnen bis zu diesem Zeitpunkte fur den
weiteren Freiplatzbezug den Nachweis Uber die erlangte Osterreichische Staatsbirgerschaft zu
stunden.

Da sich dermalen an den Staatserziehungsanstalten noch 70 Zdglinge befinden, welche den
erwdhnten Nachweis nicht erbracht haben, durch die Bestimmungen des inzwischen
erflossenen Gesetzes vom 17. Oktober 1919, St.G.Bl. Nr. 481, aber die Erwerbung des
Heimatsrechtes in einer osterreichischen Gemeinde und damit folgeweise der dsterreichischen
Staatsbirgerschaft jenen Zdglingseltern nicht mehr moglich sei, welche nicht nach erlangter
Eigenberechtigung durch zehn der Bewerbung um das Heimatsrecht vorausgehende Jahre sich
freiwillig und ununterbrochen in der betreffenden Osterreichischen Gemeinde aufgehalten
haben, stelle der sprechende Unterstaatssekretdr den Antrag, der Kabinettsrat wolle
genehmigen, dass den aus den abgetretenen Gebieten der bestandenen Monarchie
stammenden Zoglingen der Staatserziehungsanstalten, welche im Genusse von Freiplatzen
stehen, zwecks Vermeidung des Abbruches ihrer Studien wahrend des Schuljahres, der
Nachweis Uber die Erwerbung der 6sterreichischen Staatsburgerschaft bis zum 15. Juli 1920
gestundet werde.

Der Kabinettsrat erteilt die erbetene Genehmigung.
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4,
Gesetzesbeschluss des Tiroler Landtages, womit einzelne Bestimmungen des
Schulaufsichtsgesetzes abgeandert werden.

Unterstaatssekretdr G 16 c kel erbittet und erhdlt vom Kabinettsrate die Ermé&chtigung,
dass von der Erhebung einer Vorstellung gegen den vom Tiroler Landtag am 2. Dezember
1919 gefassten Gesetzesbeschluss, womit einige Bestimmungen der Gesetze vom 30. April
1892, L.G.Bl. Nr. 7 und vom 1. Mai 1904, L.G.BI. Nr. 41, betreffend die Schulaufsicht,
abgeandert werden, abgesehen werde. Gleichzeitig stimmt der Kabinettsrat zu, dass die
Landesregierung ersucht werde, die Beseitigung einiger stilistischer, beziehungsweise
Redaktionsfehler in die Wege zu leiten, worauf die Gegenzeichnung durch den Staatssekretér
fir Inneres und Unterricht zu vollziehen und die Kundmachung des Gesetzes durch die

Landesregierung zu veranlassen sein wird.

5.
Beschliusse der Landesversammlung, bezw. Landesréte in Vorarlberg, Karnten und
Steiermark in autonomen Finanzangelegenheiten.

Staatssekretdar E1dersch teilt mit, dass die Landesregierungen in Vorarlberg, Karnten
und Steiermark um die Erwirkung der Genehmigung der Staatsregierung fur die Beschliisse
der Landtage von Vorarlberg vom 30. Dezember 1918, 27. Juni und 16. Dezember 1919,
Kérnten vom 16. Dezember 1919 und Steiermark vom 5. Dezember 1919, betreffend die
Einhebung von Landeszuschldgen, ersucht haben.

Uberdies habe die Landesregierung von Karnten die Genehmigung der
Landesratsbeschliisse vom 18. November, 20. und 30. Dezember 1919, betreffend die
Einhebung von 200 % tbersteigenden Umlagen in den Gemeinden Treffen und Zeltschach,
sowie einer Hundesteuer in Klagenfurt, die Landesregierung von Steiermark die
Genehmigung der Landtagsbeschliisse vom 10. Oktober 1919, betreffend die Einhebung von
Mautgeblhren fir automobile Fahrzeuge in Graz und die Erhéhung der stadtischen
Pflastermaut in Graz beantragt.

Uber Vorschlag des sprechenden Staatssekretars genehmigt der Kabinettsrat die erwahnten
Beschlisse.

6.
Anwendung der das Dienstverhaltnis der Staatsangestellten regelnden Vorschriften auf die
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Angestellten des Wiener Versatzamtsfonds.

Staatssekretar Eldersch flhrt aus, dass die Uber das Dienstverhéltnis der
Staatsangestellten erlassenen gesetzlichen oder administrativen Normen jeweils auch fiir das
Dienstverhéltnis der Angestellten des Wiener Versatzamtsfonds als sinngemaR verbindlich
erklart worden seien. Die Frage der Zustandigkeit zur Erlassung der Anordnung uber die
sinngemalie Anwendung dieser Normen auf die bezeichneten Fondsangestellten sei vor der im
Oktober 1918 erfolgten Verfassungsanderung nicht in eindeutiger Weise geregelt worden. In
»wichtigeren* Fallen erfolgte diese Anordnung auf Grund kaiserlicher EntschlieSungen, in
»minder wichtigeren“ durch die Erlasse des bestandenen Ministeriums des Innern vielfach
aber auch in der Form nachtraglicher ministerieller Genehmigung einer von der
Landesbehorde getroffenen Verfiigung. Nach dieser bisherigen Ubung wéare somit gemaR den
gegenwartig geltenden verfassungsgesetzlichen Bestimmungen jeder einzelne ,wichtigere®
Fall der Erlassung der vorbesprochenen Normen dem Kabinettsrate zur Beschlussfassung
vorzulegen, wahrend jeder einzelne ,,minder wichtige* Fall der vorherigen Anordnung oder
nachtraglichen Genehmigung des Staatssekretars vorbehalten bliebe. Es empfehle sich, diesen
Vorgang dahin zu vereinfachen, dass einerseits der Staatssekretdr fur Inneres und Unterricht
die generelle Erméchtigung des Kabinettsrates erhalte, die Verbindlichkeit der in Rede
stehenden ,wichtigeren“ Normen, auszusprechen, anderseits der Staatssekretdr die
Landesregierung generell ermdchtige, die ,minder wichtigen* Normen fir das
Dienstverhéltnis der Fondsangestellten als verbindlich zu erklaren. Die Grenze wére dahin
abzustecken, dass der Staatssekretdr auf Grund der generellen Ermachtigung des
Kabinettsrates die sinngemaRe Anwendung neuer grundsatzlicher sowie sonstiger gesetzlicher
Vorschriften auf dem bezeichneten Gebiete anordne, wogegen der Landesregierung
Uberlassen bliebe, die sinngeméRe Verbindlichkeit aller Normen, die im Rahmen der
gegenwartig geltenden grundsatzlichen und sonstigen gesetzlichen Bestimmungen tber das
Staatsdienstverhéltnis fir die Staatsangestellten erlassen werden, fir das angefiihrte
Fondsdienstverhaltnis auszusprechen.

Der Kabinettsrat beschlie3t sohin: Dem Staatssekretér fur Inneres und Unterricht wird die
generelle Ermachtigung erteilt, neue grundsatzliche sowie sonstige gesetzliche Vorschriften
uber das Dienstverhéltnis der Staatsangestellten fallweise fiir das Dienstverhéltnis der
Angestellten des Versatz-, Verwahrungs- und Versteigerungsamtes in Wien (Angestellte des
Versatzamtsfonds) als sinngemdaR verbindlich zu erkldaren und der Landesregierung die

entsprechenden Weisungen zu erteilen.
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7.
Beférderung von Beamten tber den systemisierten Stand im Grazer
Oberlandesgerichtssprengel.

Nach einer Mitteilung des Staatssekretdrs Dr. R am e k hatte das Staatsamt flir Justiz im
Einvernehmen mit dem Staatsamte fiir Finanzen die Beférderung von Beamten, die bereits die
Bezuge der hoheren Rangsklasse erlangt haben, tber den systemisierten Stand in Aussicht
genommen und im Wiener und Innsbrucker Sprengel vor dem 1. Janner 1920 durchgefiihrt.
Die Vorschlage aus dem Grazer Sprengel seien jedoch erst im Monate Janner eingelangt und
konnten im Hinblicke auf die Bestimmungen des Besoldungsiibergangsgesetzes nicht mehr
durchgeftuhrt werden.

Der sprechende Staatssekretdr stelle daher den Antrag, der Kabinettsrat wolle seine
Zustimmung erteilen, dass im Grazer Oberlandesgerichtssprengel Kanzleibeamte, bei denen
die Voraussetzungen des Erlasses des Staatsamtes flr Justiz vom 9. Dezember 1919, ZI.
19.141, zutreffen, mit Wirksamkeit vom 1. Janner 1920 Uber den systemisierten Stand in die
nachste Rangsklasse beférdert werden.

Der Kabinettsrat erteilt die erbetene Zustimmung.

8.

Vollzugsanweisung des Staatsamtes fur soziale Verwaltung uber die Unterstltzung der

arbeitslosen Arbeiter und Angestellten.

Staatssekretdr Hanusch erbittet und erhdlt vom Kabinettsrate die Ermachtigung zur
Erlassung einer Vollzugsanweisung, wonach die Bestimmungen der Vollzugsanweisungen
des Staatsamtes fur soziale Verwaltung Uber die Unterstiitzung der arbeitslosen Arbeiter und
Angestellten vom 14. Februar 1919, St.G.BI. Nr. 120 und 121, vom 24. Juni 1919, St.G.BI.
Nr. 327, vom 20. August 1919, St.G.BI. Nr. 428 und vom 30. Dezember 1919, St.G.BI. Nr. 12
ex 1920 in ihrer Geltungsdauer bis einschlie3lich 15. April 1920 erstreckt werden.

9.
Vollzugsanweisung des Staatsamtes fur soziale Verwaltung uber die Erhaltung des
Arbeiterstandes in gewerblichen Betrieben.

Staatssekretdr Hanusch erbittet und erhdlt vom Kabinettsrate die Ermachtigung zur
Erlassung einer VVollzugsanweisung, wonach die Geltungsdauer der Vollzugsanweisung vom
16. Oktober 1910, St.G.BIl. Nr. 489, Uber die Erhaltung des Arbeiterstandes in gewerblichen
Betrieben bis einschlieBlich 30. April 1920 erstreckt wird.
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10.
Gesetzesbeschlisse des Tiroler Landtages, betreffend

a) die Sicherstellung des Mehrerfordernisses fur die Verbauung mehrerer Wasserlaufe
in Tirol,

b) die Sicherstellung von Elementerbauten in der Gemeinde Wildschénau und der
Behebung von Elementarschaden im oberen Brixentale,

c) die Zustandigkeit der Agrarbehtérden zur Behandlung der nach dem kaiserlichen
Patente vom 5. Juli 1853, R.G.BI. Nr. 130, der Abldsung oder Regulierung unterliegenden
Rechte.

Sektionschef Dr. Al ter erbittet und erhdlt vom Kabinettsrate die Erméachtigung, dass von
der Erhebung einer Vorstellung gegen nachstehende Gesetzesbeschlisse des Tiroler
Landtages abgesehen werde:

a) vom 21. Janner 1920, betreffend die Sicherstellung des Mehrerfordernisses fiir die
Verbauung des Leonhardsbaches in Roppen, betreffend die Verbauung des Oberlaufes des
Hottingerbaches, betreffend die Verbauung des Moratalbaches in Kirchdorf und Waidring und
betreffend die Ergdnzungsarbeit am Maukenbache in Radfeld,

b) vom 21. Janner 1920, betreffend die Sicherstellung der Elementarbauten vom Jahre
1912 in der Gemeinde Wildschonau und der Behebung von Elementarschéden aus dem Jahre
1912 und 1916 im oberen Brixentale und

¢) vom 30. Janner 1920, betreffend die Zustandigkeit der Agrarbehdrden zur Behandlung
der nach dem kaiserlichen Patente vom 5. Juli 1853, R.G.BIl. Nr. 130 der Ablésung oder

Regulierung unterliegenden Rechte.

11.
Errichtung einer ,,Steirische Fahrzeugwerke, gemeinschaftlichen Anstalt.

Der Prasident der Sozialisierungskommission Dr. E1len b o ge n stellt nach eingehender
Begrindung den Antrag, der Kabinettsrat wolle die Errichtung einer ,Steirische
Fahrzeugwerke, gemeinschaftliche Anstalt* beschlieBen. Was die gleichzeitig vorgelegten
Satzungen dieser Anstalt anbelange, so sei das Einverstdndnis mit dem Staatsamte fur
Finanzen in Bezug auf die Grundlagen hergestellt. Dem Wunsche des Staatsrates fiir
Finanzen, die Bestimmung des Zeitpunktes der Aufnahme von Darlehen ebenso wie den
Zeitpunkt der Ausgabe von Teilschuldverschreibungen dem  Beschlusse der

Anstaltsversammlung vorzubehalten (8 4 vorletzter Absatz) wird Rechnung getragen werden.
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Das Staatsamt flir Finanzen winsche jedoch ferner, dass die Bestimmung der Bank, durch
welche die Begebung der Teilschuldverschreibungen zu vollziehen sei, an die Zustimmung
des Staatsamtes flr Finanzen gebunden sein solle. Dies wirde nach Anschauung des
sprechenden Staatssekretérs einer bestimmten Bank ein Zwangsmonopol unter dem Schutze
des Staatsamtes flr Finanzen in die Hand geben, zumindest wirde eine Gefahr in dieser
Richtung bestehen. Redner bemerkt, dass im Sozialisierungsausschusse ein solches
Zwangsmonopol fiir eine bestimmte Bank abgelehnt worden sei. Auch wirde eine derartige
Bestimmung die Anstalt bei Verhandlungen mit der betreffenden Bank zu sehr in deren
Hénde geben. Gleichwohl stimme er im vorliegenden Falle dem Antrage des Staatsamtes fir
Finanzen zu, jedoch mit dem Vorbehalte, dass diese Zustimmung nur im Hinblicke auf die
besonderen Umsténde der in Rede stehenden Anstaltsgriindung erfolgt und keine prinzipielle
Zustimmung zu diesem Begehren der Finanzverwaltung bedeutet. Ebenso sei er bereit, einige
vom Staatsamt flr Finanzen gewinschte stilistische Ab&nderungen der Satzungen
durchzufihren.

Der Kabinettsrat beschlieft die Errichtung der Anstalt und genehmigt die entsprechend zu

erganzenden Satzungen.

12.
Vermietung der Gardekaserne in Wien an den Zentralverband der deutschosterreichischen
Kriegsbeschadigten.

Der Vorsitzende teilt mit, dass der Oberste Verwalter des Hoférars den Antrag
gestellt habe, die Staatsregierung wolle ihm auf Grund des 8§ 15 des Gesetzes Uber den
Kriegsgeschéadigtenfond die grundsatzliche Erméchtigung zum Abschlusse eines
Mietvertrages mit der ,Inva“, Buch-Kunst—Steindruckerei und Lithographie des
Zentralverbandes der deutschosterreichischen Kriegsbeschadigten, Gesellschaft m.b.H.,
betreffend die Uberlassung der Gardekaserne in Wien, VII. LerchenfelderstraBe 1, mit
folgenden wesentlichen Bestimmungen erteilen: Der Bestandvertrag soll auf 10 Jahre, d.i.
vom 1. Janner 1920 bis 31. Dezember 1929 abgeschlossen werden. Der Mietzins wird
zundachst fur 2 Jahre, d.i. bis 31. Dezember 1921 mit 5.000 K jahrlich vereinbart. Fir die
folgenden 8 Jahre ist der Mietzins unter Berlcksichtigung der Adaptierungskosten noch
festzusetzen.

Der Kabinettsrat erteilt die erbetene Erméachtigung mit dem Vorbehalte, dass der
Mietvertrag vor Perfektionierung noch der Finanzprokuratur zur Begutachtung zu tibermitteln

sein wird.
































































































	AT-OeStA_AdR-MRang-MR-1.-Rep.-KRP-152
	Rechtsstellung der österreichischen Beamten des liquidierenden österr. Obersten Rechnungshofes.
	11.
	Vermietung der Gardekaserne in Wien an den Zentralverband der deutschösterreichischen Kriegsbeschädigten.


	AT-OeStA_AdR-MRang-MR-1.-Rep.-KRP-152-001
	AT-OeStA_AdR-MRang-MR-1.-Rep.-KRP-152-002
	AT-OeStA_AdR-MRang-MR-1.-Rep.-KRP-152-003
	AT-OeStA_AdR-MRang-MR-1.-Rep.-KRP-152-004
	AT-OeStA_AdR-MRang-MR-1.-Rep.-KRP-152-005
	AT-OeStA_AdR-MRang-MR-1.-Rep.-KRP-152-006
	AT-OeStA_AdR-MRang-MR-1.-Rep.-KRP-152-007
	AT-OeStA_AdR-MRang-MR-1.-Rep.-KRP-152-008
	AT-OeStA_AdR-MRang-MR-1.-Rep.-KRP-152-009
	AT-OeStA_AdR-MRang-MR-1.-Rep.-KRP-152-010
	AT-OeStA_AdR-MRang-MR-1.-Rep.-KRP-152-011
	AT-OeStA_AdR-MRang-MR-1.-Rep.-KRP-152-012
	AT-OeStA_AdR-MRang-MR-1.-Rep.-KRP-152-013
	AT-OeStA_AdR-MRang-MR-1.-Rep.-KRP-152-014
	AT-OeStA_AdR-MRang-MR-1.-Rep.-KRP-152-015
	AT-OeStA_AdR-MRang-MR-1.-Rep.-KRP-152-016
	AT-OeStA_AdR-MRang-MR-1.-Rep.-KRP-152-017
	AT-OeStA_AdR-MRang-MR-1.-Rep.-KRP-152-018
	AT-OeStA_AdR-MRang-MR-1.-Rep.-KRP-152-019
	AT-OeStA_AdR-MRang-MR-1.-Rep.-KRP-152-020
	AT-OeStA_AdR-MRang-MR-1.-Rep.-KRP-152-021
	AT-OeStA_AdR-MRang-MR-1.-Rep.-KRP-152-022
	AT-OeStA_AdR-MRang-MR-1.-Rep.-KRP-152-023
	AT-OeStA_AdR-MRang-MR-1.-Rep.-KRP-152-024
	AT-OeStA_AdR-MRang-MR-1.-Rep.-KRP-152-025
	AT-OeStA_AdR-MRang-MR-1.-Rep.-KRP-152-026
	AT-OeStA_AdR-MRang-MR-1.-Rep.-KRP-152-027
	AT-OeStA_AdR-MRang-MR-1.-Rep.-KRP-152-028
	AT-OeStA_AdR-MRang-MR-1.-Rep.-KRP-152-029
	AT-OeStA_AdR-MRang-MR-1.-Rep.-KRP-152-030
	AT-OeStA_AdR-MRang-MR-1.-Rep.-KRP-152-031

